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Berlin. Der Verbraucherzentrale
Bundesverband (Vzbv) fordert
Nachbesserungen bei den Kenn-
zeichnungsvorgaben für Brot und
Brötchen.

„Verbraucher erwarten zu Recht,
dass sie sich auch beim Brotkauf da-
rauf verlassen können, dass drin ist,
was draufsteht“, sagte Vzbv-Vor-
stand Klaus Müller. Hinter gesund
klingenden Fantasienamen von
Backwaren stünden jedoch nicht
zwangsläufig gesunde Produkte. Die
Konsumenten schätzten diese Pro-
dukte als besonders gesund ein, oh-
ne jedoch die Zutaten zu kennen.

Dies ergibt eine Umfrage im Auf-
trag von „Lebensmittelklarheit“ –
dem Projekt des Vzbv und der Ver-
braucherzentralen – anlässlich der
Internationalen Grünen Woche.
Laut der Befragung bewerten 57
Prozent der Verbraucher etwa ein
„Fitmacherbrot“ als gesünder als ein
Weizenmischbrot, das nur knapp 40
Prozent erzie-
len konnte.
Auch Brote
würden mit
nährwertbe-
zogenen Aus-
sagen bewor-
ben, betont
Müller. Be-
griffe wie „eiweißreich“ seien zwar
rechtlich geschützt und verlangten
die Einhaltung bestimmter Mindest-
mengen dieser Inhaltsstoffe. Die
Konsumenten schlössen jedoch irr-
tümlich von der Hervorhebung ein-
zelner Nährstoffe auf den Gesund-
heitswert des gesamten Produkts.

„Auch ein Eiweißbrot kann eine
Kalorienbombe sein“, warnt der
Vzbv-Chef. Er fordert, die Leitsätze
des Deutschen Lebensmittelbuchs
zügig um wichtige Trendbrotarten
zu erweitern. Hersteller sollten sich
nicht mehr Fantasienamen ausden-
ken, die etwa nach Vollkornbrot
klingen. Ansonsten müssten sie auch
die entsprechenden Zutaten-Anfor-
derungen erfüllen. pk/lz 03-19

Brot beim richtigen
Namen nennen

»Auch ein Eiweiß-
brot kann eine
Kalorienbombe
sein «
Klaus Müller, Vzbv

In einem Brief an das Bundesministe-
rium für Justiz und Verbraucher-
schutz (BMJV), der der LZ vorliegt,
fordert der Handelsverband Deutsch-
land (HDE) Nachbesserungen an der
EU-Richtlinie „über bestimmte ver-
tragsrechtsrechtliche Aspekte des Wa-
renhandels“. Anfang Dezember hatte
der EU-Ministerrat einen gemeinsa-
men Standpunkt zu dem geplanten
Regelwerk verabschiedet. „Wir kön-
nen nicht nachvollziehen, warum
Händler mit neuen, weitreichenden
und kaum beherrschbaren Vertrags-
pflichten belastet werden sollen“, kri-
tisiert Peter Schröder, HDE-Justiziar,
gegenüber der LZ. Die Hersteller
könnten die EU-Vorgaben besser er-
füllen, wenn die Politik diese für un-
verzichtbar halte.

Auch der Deutsche Richterbund
findet klare Worte zum Richtlinien-
vorschlag: „Es ist absehbar, dass das
Vorhaben kaum zu Erleichterungen
im grenzüberschreitenden Handel
führen und die Kaufleute und Hand-
werker in hohem Umfang mit Rechts-
beratungs- und Umstellungskosten
belasten wird“, heißt es in einer Stel-
lungnahme vom vergangenen Freitag.

Der HDE sorgt sich insbesondere
wegen einer neuen Regelung zu Up-
date-Verpflichtungen für Waren mit

integriertem digitalem Inhalt. Neben
vertraglich vereinbarten Aktualisie-
rungen muss der Verkäufer Updates
zur Verfügung stellen und gegebenen-
falls auch selbst durchführen. Verur-
sacht ein fehlendes Update einen Pro-
duktmangel, soll der Verkäufer haf-
ten. Das sei nicht sachgerecht und wi-
derspreche zudem dem Grundprinzip
des Gewährleistungsrechts, argumen-
tiert der HDE. Garantien würden re-
gelmäßig vom Hersteller und nicht et-
wa vom Verkäufer ausgelobt.

Die Pläne einer Updatepflicht ent-
sprächen einer Garantiezusage und
seien inhaltlich unvereinbar mit den
Gewährleistungspflichten des Händ-
lers. Für nicht realistisch hält der
HDE zudem die praktische Abwick-
lung der Vorgaben. Der Händler müs-
se unter Umständen eine Webseite
einrichten, die tagesaktuell alle Up-
dates für die von ihm verkauften Pro-
dukte zur Verfügung stellt und da-
rüber hinaus den Verbraucher aktiv
über Neuerungen informiert. Der
Richtlinientext lasse sogar die Deu-
tung zu, dass der Händler die Updates
noch selbst installieren müsse.

Als „vollständig unpraktikabel“ be-
wertet der HDE zudem den Plan,
Händler zur Garantie einer „üblichen“
Lebensdauer zu verpflichten. Die Fra-
ge, ob ein Produkt wegen einer „unzu-
reichenden Lebensdauer nicht ver-
tragsgemäß ist“, könne allenfalls mit
Vergleichsgruppen ähnlicher Waren
beantwortet werden. Der Begriff „Le-
bensdauer“ sei ungeeignet zur Festle-
gung einer „vertragsgemäßen Leis-
tung“, betont der HDE. pk/lz 03-19

Handel und Richterbund monieren EU-Richtlinienvorschlag

Berlin. Die Pläne zur Gestaltung
des EU-Kaufrechts treiben den
Handel um. Die Branche fürchtet
eine Ausweitung des Garantie-
rechts zu ihren Lasten. Auch vom
Richterbund kommt Kritik.

Brüsseler Kaufrecht fällt durch

Da „Lemonaid“ einen zu niedrigen Zu-
ckergehalt für die Bezeichnung „Limo-
nade“ aufweist, hatte das Bezirksamt
Hamburg-Mitte diesen Begriff bemän-
gelt, verkündete dann aber vergangene
Woche, es werde in Absprache mit der
Hamburger Gesundheitsbehörde den
Fall vorerst nicht weiterverfolgen. Wäh-
rend die rechtlich unverbindlichen

„Leitsätze für Erfrischungsgetränke“ für
Limonaden mindestens 7 Prozent Zu-
cker verlangen, enthält „Lemonaid Li-
mette“ nur 6 Prozent Zucker.

Die Wirtschaftsvereinigung Alko-
holfreie Getränke (Wafg) irritiert,
„wenn nun offenbar die Fachverwal-
tung politisch motiviert angewiesen
wurde, den Vollzug auszusetzen“. Es
gehe nicht darum, „ob ein einzelnes
Produkt mehr oder weniger Zucker
enthält, sondern darum, dass Regeln
und fairer Wettbewerb für alle gleicher-
maßen gelten“, sagt Wafg-Hauptge-
schäftsführer Detlef Groß der LZ. „Ein
veganes Fleischersatzprodukt ist kein
Steak – und nicht jedes Erfrischungsge-
tränk eine Limonade“, so Groß mit
Blick auf die Aufgabe der Leitsätze, vor
Irreführungen zu schützen. Lemonaid
könne auch zulässig vertrieben werden,
etwa als „Erfrischungsgetränk“. Die
Wafg habe wiederholt gefordert, die Be-
schreibungen für „leichte Limonaden“
in die Leitsätze aufzunehmen. Hierzu
seien bereits Anträge gestellt.

Alfred Hagen Meyer findet es „mehr
als verquer“, den Streit in den Kontext
der „Nationalen Reduktionsstrategie“
zu stellen, wie es nun einige täten. „Die
Behauptung ‚gesünder‘ wäre vermes-
sen, bei nur einem Prozent weniger Zu-
cker als eine herkömmliche Limona-
de“, findet der Lebensmittelrechtsan-
walt. Auf eine andere Bezeichnung als
‚Limonade‘ auszuweichen, wäre „keine
Marketingkatastrophe“. Das Hambur-
ger Unternehmen „könnte aber auch
ein bisschen mehr Zucker zusetzen, um
dieses weiter als Limonade zu verkau-
fen“, unterstreicht Meyer. gmf/lz 03-19

„Lemonaid“ müsste als „Limonade“ mehr Zucker enthalten

Hamburg. Ob Veggie-Definition
oder Brotkennzeichnung – der Ruf
nach einer Aktualisierung der
Leitsätze der Lebensmittelbuch-
kommission schafft es dieser Tage
oft in die Publikumspresse, so
auch im „Lemonaid-Streit“.

Sturm im Limonadenglas

Glimpflich davongekommen: Das Ham-
burger Unternehmen Lemonaid.
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Wien. Der österreichische Handels-
verband begrüßt das Urteil des
Oberlandesgerichts München, laut
dem der Amazon Bestellknopf
„Dash Button“ gegen europäische
Verbraucherschutzregeln verstößt
(Az.: 29 U 1091/18). In der Alpen-
republik steht ein ähnliches Ge-
richtsverfahren demnächst zur Ent-
scheidung an. Der Verein für Kon-
sumenteninformationen (VKI) hat-
te im Oktober 2018 vor dem Han-
delsgericht Wien mit einer ver-
gleichbaren Begründung wie die
Verbraucherschutzzentrale Nord-
rhein-Westfalen Klage gegen Ama-
zon erhoben.

Der österreichische Handelsver-
band prüft zudem rechtliche
Schritte gegen Amazons digitalen
Sprachassistenten und führt hierzu
Gespräche mit dem VKI. „Amazon
Alexa widerspricht klar österrei-
chischem Verbraucherrecht“, sagt
Rainer Will, Geschäftsführer des
Handelsverbands. Bei Testkäufen
habe sich gezeigt, dass Alexa vor
der zahlungspflichtigen Bestellung
zwar Preis und Produktbezeich-
nung der Ware nenne, der Preis je-
doch auf Basis des deutschen
Mehrwertsteuersatzes von 19 Pro-
zent angegeben wird. Erst im aller-
letzten Bestellschritt informiert
Alexa Austria über den höheren
Gesamtpreis inklusive der österrei-
chischen Umsatzsteuer, die sich auf
20 Prozent beläuft. „Dieses Vorge-
hen widerspricht klar der geltenden
Rechtslage“, so Will. Auch der VKI
betont gegenüber der LZ, die
Rechtslage zu prüfen. be/lz 03-19

Nach Dash Button
Alexa im Fokus

Gastrednerin beim Berliner Empfang
am Montag dieser Woche war Bundes-
ernährungsministerin Julia Klöckner.
Die CDU-Politikerin unterstrich, sie se-
he die „Reduktionsstrategie für weniger
Fett, Salz und Zucker“ unter dem
Aspekt der Innovation „erst am An-
fang“. Sie warnte davor, die Industrie
zum Sündenbock zu machen und wies
„Schwarz-Weiß-Schematisierungen“
zurück. Forderungen nach einer Zu-
ckerreduzierung um 50 Prozent würden
Produkte zu Ladenhütern machen, be-
tonte sie – auch mit Blick auf den ver-
gangene Woche präsentierten „Ernäh-
rungsreport“. Laut diesem bleibt für die
Verbraucher der Geschmack das primä-
re Auswahlkriterium. „Es ist einfach
nicht gut, ein Gesetz zu machen“, ver-
teidigte die Ministerin den gewählten
Weg über die Selbstverpflichtung. Eine
solche lasse Raum für Innovationen
und fördere den Ideenwettbewerb.

Beim Thema Nährwertkennzeich-
nung gab sich Klöckner zurückhaltend.
Die Koalition werde sich bei diesem
„hochemotionalen“ Thema einigen,
kündigte sie an. Wichtig seien wissen-
schaftsbasierte Vorschläge, nahe am
Verbraucher.

Zuvor hatte BLL-Präsident Stephan
Nießner – der im Übrigen ankündigte,
sein Amt niederzulegen – sich klar ge-
gen ein Farbsystem gewandt. Farben
stigmatisierten bestimmte Produkte.
„Wir brauchen eine EU-einheitliche
Lösung, die kein Lebensmittel diskri-
miniert“, urteilte der Manager und
warnte vor unwissenschaftlichen

„Scheinvereinfachungen“. Nach LZ-In-
formationen lehnen auch die Fachpoli-
tiker der Unions-Bundestagsfraktion
farbliche Kennzeichnungen ab.

In puncto Reformulierung forderte
Nießner erneut einen „ganzheitlichen
Ansatz“. Entscheidend sei die Verbrau-
cherakzeptanz. Ansonsten habe man
„mit Zitronen gehandelt“ und der Staat
werde zur „Geschmacksgouvernante“.
Die Kehrseite von Reformulierungen
seien ein höherer Einsatz von Aromen
und Zusatzstoffen.

Beim Bonner Empfang hatte Nießner
mit Blick auf die Europawahl vom Mai
gefordert: „Wir müssen wieder Anreize
für europäische Lösungen schaffen. Na-
tionale Alleingänge sind Ausdruck von
Protektionismus – und im einheitlichen

Europa zwingend zu unterlassen.“ Als
Beispiel nannte er die etwa von Frank-
reich und Italien eingeführte verpflich-
tende Herkunftskennzeichnung –
„Country of Origin Labelling“ (COOL) –
beispielsweise für Milch. Laut Lebens-
mittelinformationsverordnung dürfen
die EU-Staaten nur dann COOL-Regeln
treffen, wenn „nachweislich eine Ver-
bindung zwischen einer bestimmten
Qualität des Lebensmittels und seinem
Ursprung“ besteht. Nießner hinterfrag-
te, ob französische Milch nachweislich
besser sei, nur weil sie aus Frankreich
kommt. Es bleibe zu hoffen, dass der
nun in Sachen COOL angerufene Euro-
päische Gerichtshof „einmal nicht poli-
tisch entscheidet“.

Die nächste EU-Kommission müsse
in der neuen Legislaturperiode ab
Herbst Regelungen in Angriff nehmen,
die „fünf oder gar zehn Jahre nicht be-
arbeitet“ worden seien. Das gehe von
Höchstmengen für Vitamine und Mine-
ralstoffe in Nahrungsergänzungsmitteln
über die Entscheidung zum Umgang
mit ‚Nährwertprofilen‘ bis hin zu der
Anwendung der gegenseitigen Aner-
kennung.

Vielfach hätten sich die Mitglied-
staaten bis jetzt nahezu geweigert, ihrer
Pflicht zur gegenseitigen Anerkennung
nachzukommen. Das müsse sich defi-
nitiv ändern. „Es gibt in aller Regel kei-
ne Rechtfertigung, um die Vermarktung
von Erzeugnissen abzulehnen, die den
Vorgaben anderer EU-Staaten entspre-
chen – auch dann nicht, wenn Bier
nicht nach dem Reinheitsgebot gebraut
wurde oder Likör einen geringeren Al-
koholgehalt aufweist.“

Verbreite sich der Nationalismus
weiter, werde das auch langfristig der
Lebensmittelwirtschaft und den Kun-
den schaden. „Jetzt ist von teuren
Whisky-Preisen die Rede, aber gleiches
kann für alle Spezialitäten und vor al-
lem für die Rohstoffe aus allen Ländern
zutreffen“, so Nießner. gmf/pk/lz 03-19

Nationale Pflicht-Ursprungskennzeichnung als Beispiel für Protektionismus – Europäisches Gericht muss entscheiden

Berlin. Reformulierung, Nährwert-
kennzeichnung und Binnenmarkt
– dies waren die Schlagworte, zu
denen der Bund für Lebensmittel-
recht und Lebensmittelkunde (BLL)
bei seinem traditionellen Neu-
jahrsempfang in Berlin und Bonn
die Diskussion eröffnete.

Stephan Nießner: Der Präsident des Spitzenverbandes der deutschen Lebensmittel-
wirtschaft kündigt beim Berliner Empfang an, sein Amt niederlegen zu wollen.
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Branche fordert Bekenntnis zu Europa

»Kann für französische
Milch wirklich nach-
gewiesen werden, dass
sie besser ist, weil sie
aus Frankreich
kommt? «

Stephan Nießner, BLL


